Basel, 16. Februar 1918. 
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F.. KAMMULLER/BASEL 


SCHWEIZ-KONSUM-VEREIN 


ORGAN DES VERBANDES SCHWEIZ-KONSUMVEREINE (V:SK) 


: BASEL ‚THIERSTEINERALLEE 1% 
Z- KONSUMVEREINE (V:S-K) 


DRUCK UND VERLAG : VERBAND SCHWEIZ - 


REDAKTION UND ADMINISTRATION 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


rn 


Nachfrage. 


| ebersstellung. Konsumgenossenschaft im Kanton Zürich, 
mit 1 Million Franken Umsatz, sucht kaufmännisch und 
organisatorisch versierten Mann als Betriebsleiter. Aussicht 
auf spätere Anstellung als Verwalter. Offerten mit Beschreibung 
des Lebenslaufes, Angabe des Alters, der Gehaltansprüche und 
Referenzen erbeten unter Chiffre A. Z.34 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Korsunverein im Kanton Zürich mit 1 Million Franken Um- 

satz sucht zu möglichst baldigem Eintritt gewandte Buch- 
halterin, die im Stande ist, die gesamte Buchhaltung selb- 
ständig zu führen. — Offerten mit Zeugnisabschriften und 
Gehaltsansprüchen sind bis 20. Februar unter Chiffre K.T, 51 


an den Verbandı schweiz. Konsumvereine in Basel zu richten, 
\ 


D'‘ Konsumgenossenschaft Töss sucht für ihr Hauptgeschäft 

(Filiale Vereinshaus Töss) mit Kolonialwarenabteilung und 
Mercerie-, Bonneterie- und Manufakturwaren-Abteilung, eine 
Verkäuferinnen-Familie, aus der 3 oder 4 Personen sich 
dem Geschäft widmen können und von der mindestens 2 Per- 
sonen gute Kenntnisse in oben erwähnten Branchen haben 
müssen. Der Umsatz in beiden Verkaufsabteilungen zusammen 
beträgt zirka 220,000 Fr., Kaution zirka 2000 Fr. muss gestellt 
werden. — Antritt wenn irgend möglich auf 1. April d. J. — 
4 Zimmer-Wohnung im Hause. Anmeldungen sind schriftlich 
bis spätestens den 25. Februar abends an die Verwaltung 
Zürcherstrasse 53, Töss, zu richten. Persönliche Vorstellung 


nur auf Wunsch. - 


Angebot. 


HH!liährige Tochter sucht Stelle als Verkäuferin in einem 
Konsumverein. Offerten sind zu richten unter Chiffre 
R. P. 44 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


\ 


üchtiger, selbständiger Bäcker (auf St. Galler Bäckerei) 

wünscht Anstellung in Konsumverein. Antritt nach Belieben. 
Offerten unter Chiffre L. M. 41 an den Verband schweiz. Kon- 
sumvereine in Basel. 


Biker 27 Jahre alt, verheiratet, mit Dampfbackofen und 
allen Maschinen vertraut, sucht Stelle in einem Konsum- 
verein. Gute Zeugnisse stehen zu Diensten. Da Kinderlos, 
würde dessen Ehefrau auch im Konsumladen mithelfen. Ein- 
tritt kann sofort geschehen. Offerten unter Chiffre A. Z. 50 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


infache, branchenkundige, im Verkehr bewanderte Tochter, 

sucht Stelle für sofort oder später. Spricht italienisch. 
Gute Zeugnisse vorhanden. Offerten unter Chiffre P. L. 49 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel ‘ 


Solider, anständiger Jüngling, 24 Jahre alt, sucht Stelle als 
Magaziner in einem Konsumverein der deutschen Schweiz. 
Bewerber möchte sich in diesem Fache gut ausbilden, da er 
Willens ist, später ein Konsumdepot zu übernehmen. Offerten 
unter Chiffre E. St. 47 an den Verband schweiz. Konsumvereine 
in Basel. 


unge Frau, zur Zeit in Stellung als Chef-Köchin, ‘wünscht 

Stelle neben erster Verkäuferin. Reflektantin ist kautions- 
fähig und geneigt, auf Wunsch einen Verkäuferinnenkurs in 
Basel zu absolvieren. Gute Zeugnisse über die bisherige 
Tätigkeit stehen zu Diensten. Offerten unter Chifire R. B. 52 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 
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Günsfig zu verkaufen: 


Bäckerei-Einrichtung mit Knetmaschine (System Lips) 
sehr gut erhalten; 

Metzgerei-Einrichtung, 2 Hauböcke, 2 Landentische mit 
Marmorplatten und Plättchenbewandung, 1 doppelter Eis- 
schrank (System Neidhart-Genf), diverse Rechen; 

I Kassaschrank 155/66/50 cm, unterer Teil Holz, 90/66/50 cm, 
mit Schublade und Kasten, oberer Teil massiv Stahl, aussen 
56/45/41" cm, innen 39/29/23 cm; 

I blechener geschlossener Brothandwagen. 

Alles wegen Aufgabe des Geschäfts. 


Offerten unter L. G. 32 an den Verband schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. 


Zu verkaufen wegen Nichtgebrauch: 


4 Lagerfässer, rot, oval, 600—1800 Liter Inhalt, 
4 Lagerfässer, weiss, oval, 800-2000 Liter Inhalt. 


Alles. in gutem Zustande. 


Offerten nimmt entgegen: Konsumverein Langendorf 
b. Solothurn. 


SE 


PZEUHETR 


Taschen - Kalender. des U.S.Kt. 
pro 1918 


haben wir noch rund 100 Exemplare vorrätig. Unser 
Taschenkalender ist einer der billigsten und emp- 
fehlenswertesten und gehört in die Hand aller Be- 
hördemitglieder und Angestellten der Verbands- 
vereine. Wer diesen Kalender noch nicht besitzt, 
möge sich unverzüglich melden, da wir nachher an 
die Liquidation der Auflage herantreten. Der Preis 
beträgt Fr. 1.20. 


ZADIEMEEAI ER 


Im Verlage des Verbandes schweiz. Konsumvereine 
in Basel ist erschienen: 


Die Rückvergütung 
im System der genossen- 
schaftlichen Organisation 


Von Dr. Henry Faucherre 


Erweiterter und ergänzter Separat-Abdruck aus dem 
„Schweiz. Konsumverein“ No. 21—25, Mai/Juni 1916 


Vorzugspreis 70 Rp. für Konsumgenossenschaften 


Konsumgenossenschaftern ist der Bezug dieser 
Broschüre zum Studium wärmstens zu empfehlen 
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Basel, den 16. Februar 1918 
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Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—16 Seiten Text. 
Abonnementspreis: Fr. 4.40 per Jahr, Fr. 5.— per sechs Monate, ins Ausland unter Kreuzband Fr. 7.— per Jahr. 


Eenecstnuenseehnstnsssssgsassanshuhessnceunnsenesnee Redaktion: Dr. Henry Faucherre. auuwansnneeesSueene TEENS Lee sehr rRseege rer 
Verantwortlich für Druck und Herausgabe: Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel. Für denselben Dr. Oscar Schär. 


Inhalts-Verzeichnis: 
Milchproduktion und Milchverbrauch. — Deckung des Bedaries an Landesprodukten. — Die Neuregelung der Besoldungs- 
verhältnisse im A.C.V. Basel. — Schweiz. Volksfürsorge: Mitteilung. — Aus der Praxis: Das Offenhalten der Konsumvereins- 


läden. — Aus unserer Bewegung: Biasca, Iserables. — Verbandsnachrichten. — Genossenschaitliches Volksblatt. — La Coop6ration. 


Einzelne Konsumvereine haben vor dem Kriege 
gegen die landwirtschaftlichen Produzenten eine 
gegensätzliche Haltung eingenommen und gerade 
hinsichtlich der Milchpreise mit ihnen Kämpfe ge- 
führt. Die mit Kriegsausbruch sofort fühlbar ge- 
wordenen Erschwerungen für die Deckung des Be- 


Milchproduktion und Milchverbrauch. 


x. Eines der in der Schweiz am meisten be- 
gehrten Nahrungsmittel ist die Milch. Da sie auch 


das Produkt ist, das nicht nur den Inlandsbedarf zu 
decken, sondern darüber hinaus noch dem Export zu 
dienen vermag — letzteres nun allerdings in redu- 
ziertem Masse —, herrschte im allgemeinen die Auf- 
fassung, dass weder eine Einschränkung des Kon- 
sums noch eine Verteuerung gerechtfertigt sei. Des- 
halb war die Milch seit Ausbruch des Weltkrieges 
(in bezug auf den Preis schon lange vorher) unauf- 
hörlich Gegenstand von Erörterungen, die oft den 
Grad höchster Leidenschaftlichkeit erreichten. Auf 
der einen Seite zeigten die Konsumenten grossen 
Unwillen, weil der Milchpreis beständig stieg und 
die Möglichkeit, den Bedarf an Milch nach Wunsch 
zu decken, beständig abnahm. Auf der andern 
Seite wollten die Produzenten die ihnen gemachten 
Vorhaltungen und Anschuldigungen nicht gelten 


lassen; in Abwehr und Gegenangriff liessen sie es 
an Heiftigkeit meistens ebenfalls nicht fehlen. So ist 
zwischen den beiden Gruppen eine Spannung ent- 
standen, die an eigentliche Feindschaft heranreicht. 


des 


Der Umsatz 


Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) betrug im Monat 
Januar 1918 Fr. 7,468,020.28. — 
Die Zunahme gegenüber dem Monat 
Januar 1917 beträgt demnach Fr. 613,710.43 oder 8,95%. 


daris an Lebensmitteln hat dann die Verbandsleitung 
zur Auffassung gebracht, dass ein weiteres Ver- 
harren in der Gegensätzlichkeit der Konsumvereine 
beide Teile und damit das ganze Land resp. dessen 
Bevölkerung schwer schädigen müsste. Nunmehr 
in stark erhöhtem Masse auf die Erzeugnisse der 
schweizerischen Landwirtschaft angewiesen, be- 
durfte es alles dessen, was die landwirtschaftliche 
Produktion fördern konnte. Dazu durite man den 
Willen zählen, dass eine Gruppe der andern nicht 
entgegenwirke und nicht ihre Kräfte lähme. Unter 
dieser Erkenntnis ist der V.S.K. nach Kriegsaus- 
bruch einer Vereinbarung beigetreten, die den 
Milchpreis regelte, für die Milchlieferung gewisse 
Normen aufstellte. Auch für spätere Aenderungen 
wurde die Zustimmung gegeben. Dies jeweils in der 
Ueberzeugung, dass damit den Konsumenten besser 
gedient sei als durch eine Ablehnung der unter finan- 
zieller Mitwirkung des Bundes zustande gekom- 
menen Kompromisse. Denn in diese waren gewisse 
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Verpflichtungen zur Versorgung der Städte ein- 
geschlossen. 

Es ist verständlich, dass in der so sehr um- 
strittenen Milchirage über die einschlägigen Punkte 
(Produktion, Marktpreis, Konsummilchabgabe, Miich- 
verarbeitung) Behauptungen über Behauptungen 
fielen, die nicht immer sachliche Unterlagen auf- 
weisen konnten. Mag der Politiker gelegentlich mit 
Schlagworten auskommen, so können diejenigen 
sich dieses bequemen Mittels nicht bedienen, die in 
der Welt der harten Notwendigkeiten irgendwelche 
Dinge erzeugen oder vermitteln müssen. Das muss 
und will der V.S.K. Deshalb gilt es, immer die 
Grundlagen zu prüfen und nach dem Resultat der 
Prüfung zu handeln. Je und je muss es erwünscht 
sein, über den Umfang der Produktion und ihrer Ver- 
wendung Klarheit zu besitzen, weil dadurch ein 
sachlicheres Urteil ermöglicht wird. Da die Milch 
hiervon keine Ausnahme macht, ist es zu begrüssen, 
dass das schweizerische Volkswirtschaftsdeparte- 
° ment über «Die Versorgung der Schweiz 
mit Milch und Milcherzeugnissen in 
den Jahren 1911 bis 1917 und die Aus- 
sichten für 1918» eine Schrift erscheinen liess, 
die zur Beurteilung einschlägiger Fragen gute 
Dienste leisten kann. Die Publikation ist von der 
eidg. Zentralstelle für Milch- und Milcherzeugnisse 
bearbeitet; sie zerfällt in folgende drei Abschnitte: 
l. Die Entwicklung der Milcherzeugung in den 
Jahren 1911—1917. 2. Die Milchverarbeitung in den 
Jahren 1911—1917. 3. Die Verteilung der Milch- 
erzeugnisse auf die Kantone und die Jahreszeiten. 
Alle drei Teile sind mit besonderer Berücksichtigung 
des praktischen Bedürfnisses nach einer möglichst 
zweckmässigen Gestaltung der kriegswirtschafit- 
lichen Massnalımen behandelt worden. 

Ueber die schweizerische Milchpro- 
duktion hat das Bauernsekretariat eine’ Zu- 
sammenstellung ausgearbeitet, die für 1911 folgende 
Resultate ergab: 


Milch 
1. Zum direkten Konsum für die Bevölkerung 10,540,000 q 
2. Zur Aufzucht und Mast der Kälber 4,070,000. q 
3. Zur Aufzucht der Ziegen 80,000 q 
4. Zur Aufzucht und Mast der Schweine 110,000 q 
5. Für kondensierte Milch und Kindermehl 1,080,000 q 
6. Für Schokoladefabriken 120,000 q 
7. Mehrexport an Frischmilch 45,000 q 
$. Für Molkereizwecke verbleiben 8,660,000 q 


Ganze Produktion 24,705,000 q 


Die eidg. Zentralstelle für Milch und Milch- 
erzeugnisse berechnet den Milchverbrauch der 
städtischen Bevölkerung für das Jahr 1911 nicht 
ganz so hoch wie das Bauernsekretariat, weil damals 
der Milchverbrauch als rückläufig gemeldet wurde. 
Dagegen kommt die Zentralstelle in bezug auf die 
verkäste und verbutterte Milchmenge zu einer etwas 
höheren Zahl, weil die statistisch allerdings schwer 
greifbare Hauskäserei und Alpsennerei etwas höher 
veranschlagt werden dürfe. Den Gesamtertra 
ändern diese Korrekturen indessen nicht. ; 

Ausgehend von den Zahlen des Jahres 1911, 
wurde die Milcherzeugung für die folgenden Jahre 
berechnet.’ Die Berechnungen gingen von den mehr 
als 2000 milchliefernden Genossenschaften umfas- 
senden Erhebungen der Preisberichtstelle des 
schweiz. Bauernverbandes aus, da sie das voll- 
ständigste und zuverlässigste Material dieser Art 
darstellen. Indessen wurde die Methode des Bauern- 
verbandes einer Nachprüfung unterzogen, indem die 
Milchlieferungen der Molkereischule Rüti und der 
Käsereigenossenschaften Moosseedorf und Zollikofen 


zum Vergleiche zusammengestellt wurden. Diese 
Genossenschaften zählten seit 1911 gleich viel Mit 
glieder und wiesen auch sonst ungefähr gleiche Ver 
hältnisse auf. Ferner wurden auch die statistische 
Zusammenstellungen über die Milchlieferungen a 
die Kondensfabriken zum Vergleiche herangezogen 

Die Milcheinlieferungen waren (das Jahr 1911 
zu 100% veranschlagt) im Jahre: 


1911 1912 1913 1914 1915 1916 1917 
100 109,1 114,8 116,7 104,9 102,7 81% (provis.) 


Im gleichen Zeitraum haben sich die Jahres 
lieferungen der beiden Käsergenossenschaften Zolli 
kofen und Moosseedorf wie folgt verändert: 


1911 1912 1913 1914 1915 1916 1917 
100 113,3 118,08 118,05 99,07 104,5 76,6% 


Diesen Zahlen ist somit zu entnehmen, dass die 
Milcheinlieferung sich noch bis zum Jahre 1916 auf 
der Höhe derjenigen von 1911 zu halten vermochte, 
dass sie aber besonders im Jahre 1917 bedenklich 
zurückgegangen ist. 

Eine Hauptzusammenstellung veranschaulicht 
die Produktion und den Verbrauch von 1911 bis 1917, 
sowie die mutmasslichen Resultate im Jahre 1918. 
Wir geben daraus folgenden Auszug: 


. 1916 1917 1918 

Milch Mill.g Mill.gq Miil.q 
Gesamterzeugung 25,6 21,8 19,0 
An Tiere verfüttert 4,5 4,3 3,8 
In Viehbesitzerfamilien verbrauclhit 3,8 3,8 3,7 
Trinkmilch für Konsumenten 7,4 6,7 5,8 
Technisch verarbeitet 9,9 7,0 5,7 


Für das Jahr 1916 wurde bei einem Kuhbestand 
von 848,652 noch einMilchertrag pro Kuh von 2890 kg 
und 7,91 kg pro Tag ausgerechnet. Berechnet man den 
Kuhstand tür das Jahr 1917 noch mit 800,000, so wäre 
in diesem Jahre der Mittelertrag pro Kuh und Jahr 
noch 2600 kg oder pro Tag 7,1 kg gewesen. Die Ver- 
fütterung von Milch an Haustiere wurde im Jahre 
1911 mit 4,2 Millionen Doppelzentner angegeben. In- 
folge Zunahme des Jungviehbestandes (Viehzählung 
1916) wurde ein entsprechender Mehrverbrauch be- 
rechnet; für 1918 sei dagegen wieder eine erhebliche 
Einschränkung der Milchfütterung vorgesehen. 

Ueber den Milchverbrauch in den Haushaltungen 
der Viehbesitzer und bei der milchkaufenden Bevöl- 
kerung wird gesagt, dass bei den ersteren von 1906 
bis 1914 auf den Kopf 0,98 Liter kam. Nun wird an- 
genommen, es habe seit Kriegsausbruch eine leichte 
Vermehrung stattgefunden. Bei den letztern, also 
bei den Milchkäufern, wird für 1915 und 1916 ein 
Milchverbrauch von 250 kg per Kopf oder 0,69 kg 
per Tag berechnet. 

Gegenüber 1917 mit 20,8 Millionen Doppel- 
zentner wird im Jahre 1918 ein Rückgang auf 18 Mil- 
lionen Doppelzentner als wahrscheinlich erachtet, 
weil die Vermehrung des Ackerbaues naturnot- 
wendig eine Einschränkung des Futterbaues be- 
wirke, um so mehr, als keine grossen Mengen Kraft- 
futtermittel aus dem Ausland bezogen werden 
können. Neben einer Herabsetzung der Milchration 
für die milchproduzierenden wie milchkaufenden 
Kreise müsse mit einer Einschränkung der Käserei, 
Butterei und Milchsiederei gerechnet werden. An- 
gesichts des Fettmangels ist eine verminderte 
Buttererzeugung sehr fatal. In Friedenszeiten be- 
trug sie zwischen 14 bis 17 Millionen Kilogramm. 
Dazu kam eine Einfuhr von 5 bis 5,4 Millionen Kilo- 
gramm, so dass eine Jahresration von 5 bis 6 kg auf 
den Kopf der Bevölkerung entiiel. Durch Ein- 
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chränkung der Fettkäserei liess sich diese Menge 
bis 1916 annähernd aufbringen, aber der sonstige 
ettmangel liess die Nachfrage gleichwohl ins Un- 
pemessene wachsen, wozu auch die Butterhamsterei 
ithalf. Schärfster Buttermangel machte sich abe: 
im Jahre 1917 fühlbar, wo trotz behördlicher Mass- 
nahmen die Buttererzeugung nur mühsam auf etwa 
14 Millionen Kilogramm gehalten werden konnte, 
denen eine unersättliche Nachfrage gegenübersteht. 
er Bericht der Zentralstelle sagt wörtlich: «Er- 
schwerend wirkt, dass unter diesen Umständen ein 
grosser Teil der erzeugten Butter zur Selbstversor- 
gung verwendet wird und ein anderer Teil sich auf 
diese oder jene Art dem Markte entzieht.» Für 1918 
wird mit einem weiteren Rückgang der Buttererzeu- 
gung gerechnet, so dass auf den Kopf der Bevölke- 
rung nur rund 3,4 kg im Jahr zur Verfügung stehen, 
was einer Rationierung von 250 Gramm im Monat 
entsprechen wird. «In Wirklichkeit wird aber die 
Rationierung für die Butterkäufer kleiner ausfallen 
müssen, ausgenommen, man finde ein Mittel, um auch 
die Butterproduzenten genau auf die ihnen zukom- 
mende Durchschnittsmenge einzuschränken.» 

Was nun die Milchverarbeitung hinsichtlich 
Käserei und Siederei anbetrifft, ist ebenfalls ein be- 
trächtliches Fallen der Verarbeitungsmengen zu 
konstatieren. Im Normaljahr 1911 gelangten I1 Mil- 
lionen Doppelzentner Milch zur Verarbeitung, im 
milchreichen Jahre 1914 sogar 13,1 Millionen, da- 
gegen im milcharmen Jahr 1917 nur noch 7 Mil- 
lionen Doppelzentner. Wenn für das Jahr 1918 nicht 
unerhoffite Begünstigungen der Milchproduktion ein- 
treten, so dürfte es schwer halten, noch 5,7 Millionen 
Doppelzentner Milch verkäsen, verbuttern oder kon- 
densieren zu können. Hinsichtlich des inländischen 
Käseverbrauchs ergaben sich bis 1917 auf den Kopi 
der Bevölkerung 6,7 bis 13,1 kg. Im Jahre 1915 war 
starke Ausfuhr aus dem käsereichen Jahr 1914 her- 
rührend, während die Jahresproduktion 1915 merk- 
lich zurückgegangen war. Ein eigentlicher Käse- 
mangel trat aber erst im Jahre 1917 ein, weil die 
1916er Produktion trotz der schon stark ein- 
geschränkten Ausfuhr zu klein war, um den stei- 
genden Bedarf zu decken. Die 1917er Produktion 
musste deshalb schon frühzeitig in Angriff genommen 
‚werden, und da sie ebenfalls bescheidener ausfiel, als 
man anfangs Sommer noch hoffen konnte, ist nun die 
Einstellung der Ausfuhr und die Rationierung ge- 
boten. Bei Kondensmilch und Kindermehl ist die 
Erzeugung von 45 Millionen Kilogramm im Jahre 
1911 (1914 betrug sie sogar 55 Millionen kg) auf 30 
Millionen kg im Jahre 1917 zurückgegangen. Auch 
hier soll das Jahr 1918 eine starke Einschränkung 
bringen, wobei die Erzeugnisse in der Hauptsache als 
Reserve für den Winter 1918/19 angelegt werden 
müssen. 

Die Milchversorgungsfrage hat, obwohl sie noch 
nicht bei den grössten Schwierigkeiten angelangt ist, 
‘schon ein Uebermass von Erbitterung erzeugt, dass 
man lebhaft wünschen muss, sie möchte sich in Zu- 
kunft unter allseitigem guten Willen regeln lassen. 
Die Produzenten sollten sowohl hinsichtlich ihrer Be- 
dürfnisse für Familie wie Aufzucht Berücksichtigung 
finden, aber umgekehrt sollten die «an der Quelle» 
alles vermeiden. was die Milchkonsumenten beein- 
trächtigen kann. Auch in der Milchversorgung liegt 
ein Stück Landesverteidigung, von dem man sagen 
darf, dass es nicht das nebensächlichste ist. Bereits 
sind gewisse Massnahmen zur Verbesserung der 
Uebelstände getroffen worden, aber die eidgenös- 
sische Zentralstelle für Milch und Milcherzeugnisse 
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hält es doch für notwendig, folgende Vorschläge für 
die Sicherung der Milchversorgung zu machen: 

1. Heranziehung der Milchwirtschaft treibenden 
Gegenden entsprechend ihrer statistisch festgestellten 
und fachmännisch berechneten Leistungsfähigkeit 
zur Milchlieferung. 

2. Die Regelung der Belieferung der einzelnen 
Ortschaften unter strenger Rücksichtnahme auf die 
eigene Leistungsfähigkeit. Die Ortschaften sollen 
Massnahmen treffen, dass die Milcherzeugung und 
die Milchablieferung in ihrem Kreise möglichst auf 
der Höhe gehalten wird, bevor sie auf Milchlieferung 
Anspruch erheben. 

3. Durch entsprechende Kontrolle des Milch- 
ausmessens oder durch die Milchkarte muss eine 
gleichmässige Versorgung aller milchbedürftigen Be- 
wohner angestrebt werden. 


a 
Deckung des Bedaries an Landesprodukten. 


Im Auftrage der Orstgruppe Basel der Neuen 
Helvetischen Gesellschaft hielt kürzlich Nationalrat 
Dr. O0. Schär, Vizepräsident der V.K. des V.S.K., 
vor einem grösseren Auditorium Basels ein höchst 
instruktives Referat über «Die Aufgabe Basels bei der 
Deckung des eigenen Bedarfes an Landesprodukten». 
Den Schluss des Vortrages bildeten eine Reihe von 
Thesen, die, wenn sie auch für, die speziellen 
städtischen Verhältnisse Basels zugeschnitten sind, 
doch auch für weitere Kreise nicht ohne Interesse 
sein dürften, weshalb wir sie an dieser Stelle 
zum Abdruck bringen möchten. 

Anknüpfend an den Satz: «Vor der Frage, 
wie wirunser Volkimnächsten Winter 
(1918/1919) ernähren, muss alles andere 
zurücktreten», der den Schluss des Kreis- 
schreibens des Schweizerischen Volkswirtschafts- 
departements vom 16. Januar 1918 bildet, haben die 
Thesen folgenden Wortlaut: 

1. Abgesehen von der möglichst sparsamen Ver- 
wendung importierter Lebensmittel kann diese Frage 
für Basel wie in allen andern Kantonen nur durch 
SteigerungderErzeugungvonLandes- 
produkten gelöst werden. 

2. Zu diesem Zweck ist in erster Linie alles land- 
wirtschaftlich verwendbare Land im Kantonsgebiet 
derienigen Bebauung zuzuführen, die den grössten 
Ertrag an Nahrungsmitteln für die Bevölkerung 
sichert, nämlich Gemüseanbau allein oder in 
Verbindung mit Kartoffelbau. Die Futter- 
produktion im Kanton ist, soweit möglich, unter 
Entschädigung des betreffenden Landbesitzers oder 
Pächters einzuschränken. Diejenigen Vieh- 
und Pferdebesitzer, deren Futterbau infolge dieser 
Massnahmen eingeschränkt wird, haben den Ausfall 
durch Abschluss von Anbauverträgen resp.Lieferungs- 
verträgen ausserhalb des Kantons zu decken, even- 
tuell übernimmt der Kanton die Deckung des Aus- 
falles durch von ihm abgeschlossenen Verträge. 

3. Das vorstehend erwähnte Areal ist den Eigen- 
tiimern oder Pächtern zur Bebauung mit Gemüse oder 
Kartoffeln zu belassen, sofern sie sich verpflichten, 
das Land zweckentsprechend zu bebauen und die 
nicht für ihren eigenen Bedarf benötigten Produkte 
den von den zuständigen Behörden bezeichneten Ab- 
nehmern jeweils zu zu vereinbarenden Preisen ab- 
zutreten. 2 
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4. Soweit diese Verpflichtung nicht eingegangen 
wird, ist das betreffende Areal in Parzellen (Klein- 
gärten), deren Grösse nach der Kopizahl der be- 
treffenden Haushaltungsvorstände abgestufit werden 
soll, eventuell auf dem Wege der Zwangspacht 
denjenigen Haushaltungsvorständen des Kantons zur 
Verfügung zu stellen, die sich auf andere Weise kein 
oder nicht genügend Pflanzland zu beschaffen ver- 
mögen und sich über anderweitige Deckung ihres 
Bedarfs an Gemüse und Kartoffeln nicht ausweisen 
können. 1 

5. Soweit genügend Parzellen für den vorstehend 
erwähnten Zweck im Kantonsgebiet oder dessen un- 
mittelbarer Nähe beschafft werden können, können 
Haushaltungsvorstände, die sich nicht über ander- 
weitige Deckung des Bedarfs an Gemüse und Kar- 
toffeln ausweisen, zum Anbauen verpflichtet 
werden. 

6. Den Bebauern solcher Kleingärten soll, sei es 
durch Organe der Selbsthilfe, der Gemeinnützigkeit 
oder der öffentlichen Verwaltung möglichst fördernd 
an die Hand gegangen werden bei der Beschaffung 
des Landes, des Düngers, des Samens, des Werk- 
zeuges, bei der Wasserzuführung, bei der Bewachung 
und eventuell bei entlegenem Gartenareal Beschaffung 
von Transportgelegenheit. Ebenso ist für fach- 
männische Beaufsichtigung der Anbautätigkeit zu 
sorgen unter ganzer oder teilweiser Kostenübernahme 
durch die öffentliche Verwaltung (Bundessubvention 
zugesichert), gemeinnützige Gesellschaften oder 
Arbeitgeber (Verpflichtung der Arbeitgeber durch 
Bundesbeschluss vom 15. Januar 1918 statuiert.) 

7. Zur Ermöglichung der rationellen Bebauung 
der Kleingärten haben die Arbeitgeber ihren 
mit dieser Aufgabe betrauten Arbeitnehmern bei der 
Einteilung der Arbeitszeit, sei es generell, sei es in 
bestimmten Fällen, möglichst entgegenzukommen. 

8. Die mit der Förderung des Kleingartenbaues 
betrauten zuständigen Amtsstellen unseres Kantons 
sollen sich mit den Arbeitgebern entsprechend der im 
Bundesratsbeschluss vom 15. Januar aufgestellten 
Verpflichtung bezüglich gemeinsamer Lösung der ge- 
stellten Aufgabe in Verbindung setzen (eventuell Tei- 
lung der Kosten!). 

9. Um einen Ueberblick über den Bedarf an 
Kleingärten zu erhalten, ist durch die zuständigen 
Amtsstellen eine öffentliche Aufforderung 
zur Anmeldung von Begehren zu erlassen, eventuell 
auch eine Aufforderung zum Abschluss von Anbau- 
verträgen ausserhalb des Kantons an diejenigen Per- 
sonen, die nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, 
einen Kleingarten selbst zu bebauen oder nicht eine 
genügend grosse Parzelle zugeteilt erhalten haben. 

10. Mit der eidgenössischen Aufsichtsstelle ist 
eventuell darüber zu verhandeln, dass die dem Kanton 
Baselstadt auferlegten Anbauflächen für Ge- 
treide und Kartoffeln ohne Nachteil für die Beliefe- 
rung unseres Kantons aufgehoben oder redu- 
ziert werden, falls das betreffende Areal im Inter- 
esse der Bevölkerung vorteilhafter für Kartoffel- resp. 
Gemüseproduktion verwendbar ist. 

11. Das im Kanton Baselstadt eventuell ausfal- 
lende Quantum an Kartoffeln resp. Getreide ist von 
der öffentlichen Verwaltung durch Abschluss von 
Anbauverträgen ausserhalb des Kantons zu 
ersetzen; sofern hierdurch ein Mehranbau gegenüber 
dem vom Bundesrat auferlegten nachgewiesen wird, 
sollte die Verpflichtung im Kanton Baselstadt, mehr 
Getreide anzubauen, dahinfallen. 

'-12.. Da, auch wenn das ganze landwirtschaftlich 
verwendbare Areal des Kantons für Getreide, -Kar- 


toffel- und Gemüseproduktion in Anspruch genommen 
werden müsste, doch der Bedarf der baselstädtischen 
Bevölkerung nur zum kleinen Teil gedeckt werden 
könnte, ist es notwendig, dass Baselstadt sich seinen 
Bedarf an Landesprodukten durch Benutzung 
atsserkantonalen Terrains sichert; für 
diese Sicherung kann zurzeit unsere elsässische oder 
badische Nachbarschaft nicht in Betracht kommen, 
sondern nur die übrigen Schweizerkantone, 

13. In andern Kantonen kann die baselstäd- 
tische Bevölkerung ihren Bedarf an Landesprodukten 
sich sichern, entweder durch individuelle oder 
gesellschaftlicheeigene Bebauung von 
geeignetem Land, oder durch Abschluss von An- 
bauverträgen mit hierzu bereiten Landwirten. 

14. Soweit auf Rechnung der baselstädtischen 
Bevölkerung auf ausserkantonalem Terrain ein Mehr- 
anbau gegenüber der vom Bundesrat auferlegten Ver- 
pflichtung erfolgt, werden voraussichtlich für diese 
mehrerzeugten Landesprodukte ausserkantonale Aus- 
fuhrverbote nicht Geltung haben und es müssen vor- 
aussichtlich dem baselstädtischen Bebauer resp. Auf- 
traggeber die Rechte des Selbstversorgers (im Falle 
der Rationierung) erhöhte Rationen eingeräumt 
werden. 

15. Es ist jedem Einwohner des Kantons Basel- 
stadt, der in den andern Kantonen noch Beziehungen 
mit landwirtschaftlichen Produzenten hat. anzuraten, 
solche Beziehungen im Sinne der vorstehenden Aus- 
führungen zur Sicherung seines Bedarfes an Landes- 
produkten aller Art zu nützen, sei es für sich allein, 
sei es in Verbindung mit Verwandten oder andern 
Bekannten; ie nach der Produktionsfähigkeit und 
Produktionswilligkeit des ausserkantonalen Gegen- 
kontrahenten; dadurch sichert sich der Kantonsein- 
wohner nicht nur den Bedarf für sich selbst, sondern 
er erleichtert dadurch auch die Versorgung der 
übrigen Bevölkerung des Kantons durch Verringerung 
der Nachfrage in der Bedariszeit. 

16. Auch öffentliche Verwaltungen 
und Anstalten (Spitäler, Waisenhaus, Straf- 
anstalt, Hilfskommissionen) und private Grosskonsu- 
menten (Konsumvereine, Hotels, Speiseanstalten, Re- 
staurants) sollten in gleicher Weise sich ihren Bedari 
an Landesprodukten rechtzeitig ausserhalb des 
Kantons zu sichern suchen; für diese Grosskonsu- 
menten aller Art empfiehlt sich auch eventuell ge- 
meinsames Vorgehen und Anbauen durch eigenes 
Personal, Uebernahme ganzer Landgüter in Pacht 
oder zu Eigentum und Anbau in eigener Regie: ie 
nachdem sind bei bereits eigentümlichen Landgütern 
die Pachtverträge auizulösen oder derart zu ändern, 
dass der Pächter verpflichtet ist, die Weisungen der 
Eigentümer betreffend Anbau und Ablieferung der 
erzeugten Produkte zu befolgen. Dabei darf heute 
die Frage der Rentabilität respektive des geringsten 
Preises nicht mehr die ausschlaggebende Rolle 
spielen. 

17. Mehr zur Sicherung der Ernährung der ge- 
samten Schweiz als um gerade für den Kanton Basel- 
Stadt spezielle Vorteile zu erzielen, wäre es empfeh- 
lenswert, wenn der Kanton Basel-Stadt, die Bürger- 
gemeinde, öffentliche Anstalten, Stiftungen, gemein- 
nützige Vereinigungen oder sonst begüterte Kreise, 
die guten Willens sind, grosse Ameliorations- 
proiekte, die eine Vermehrung hauptsächlich des 
(ietreidebaues in der Schweiz ermöglichen sollten, 
durch finanzielle Beteiligung zu verwirklichen helfen 
oder einzelne Projekte auf eigene Rechnung zur: Aus- 
führung bringen- würden “(Beispiel Genossenschaft 
Ceres, Gesellschaft «l.a.Charrue>),;‘ Das wäre -eine 
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edle Rache für die Verweigerung des Sitzes des Ver- 
kehrsamtes. 

18. Die allfällige beim Anbau benötigten fehlenden 
Arbeitskräfte wären von Basel auf dem Wege 
der Freiwilligkeit bei angemessenem Lohnansatze 
aufzubringen, eventuell wäre dies eine Aufgabe der 
Besucher unserer oberen Mittelschulen (9. bis 
12. Schuliahr) unter Anpassung der Ferien dieser an 
die landwirtschaftlichen Bedürfnisse. Die Mitwirkung 
der Sırafanstalt soll ebenfalls geprüft werden. 

19. Die Vorschriften öffentlich-rechtlicher Natur, 
die die Kleintierhaltung in Basel unmöglich 
machen oder erschweren, sind vorübergehend ausser 
Krait zu setzen, ebenso baupolizeiliche Schikanen 
gegenüber provisorischen Bauten auf Kleingärten. 

Als zukünitige Aufgaben Basels nennt 
der Referent folgende: 

ı Zerteilung der Landgüter des 
Staates, der Bürgergemeinde, sowie der Korpora- 
tionen der Bürgergemeinde in Kleingärten und Ueber- 
weisung derselben an die Einwohner resp. Bürger 
zwecks Gemiüse- und Kartoffelbau oder Verpachtung 
derselben an Konsumentenvereinigungen, und zwar 
auf eine längere Reihe von Jahren. 

2. Studium der Frage, wie die Abwasser 
(Fäkalien) entsprechend für die Förderung der Pro- 
duktion in der Umgebung von Basel verwendet 
werden könnten. 

3. Ausdehnung des Landbesitzes des 
Kantons und der Bürgergemeinde, eventuell anderer 
finanzkräftiger Organisationen, Zünfite usw. ausser- 
halb des Kantons. Allfällige Erwerbung grosser land- 
wirtschaftlicher Güter um Basel herum auf zirka 
lu Kilometer im Umkreis. Rationelie Nutzbarmachung 
dieser Betriebe ausschliesslich für die Ernährung der 
Kantonseinwohner. 

4. Ausdehnung auch des öÖfientlich-rechtlichen 
Einflusses des Kantons Baselstadt auf das zur Ver- 
sorgung seiner Bevölkerung notwendige Landareal. 
Erstes Mittel hierfür Wiedervereinigung von 


Land und Stadt. 


Die Neuregelung der besoldungsverhältnisse 
im A.6. V. Basel. 


(Schluss.) 
1. 


Die Behandlung der Vorlage im Genossenschafts- 
rat nahm einen unerwartet glatten Verlauf. Weder 
wurde die neue Regelung von irgend einer Seite be- 
kämpft, noch fanden die Anträge des Personals 
irgendwelche Unterstützung. Beide Gruppen des 
Rates kamen mit gebundenen Mandaten im Sinne der 
Genehmigung zur Sitzung. Bei der Eintretensfrage 
beschränkte sich der Referent, Zentralverwalter 
E. Angst, in der Hauptsache auf folgende Be- 
merkungen: 

«Die erste Vorlage vom 18. Dezember 1917 war 
in den Maximalansätzen für die Arbeiter Fr. 3.— 
niedriger als die heutige, und die Erhöhung gegenüber 
den reglementarischen Ansätzen des Voriahres be- 
trug Fr. 339,000.—, wozu noch die Kinderzulage zu 
rechnen war. Der Aufsichtsrat, dem die Vorlage mit 
der gleichzeitigen Mitteilung zuging, das Personal 
gehe mit diesen Ansätzen nicht einig, nahm hievon 
Kenntnis und beauftragte die Verwaltungskommis- 


sion, mit dem Personal im Sinne des Entgegen- 
kommens zu unterhandeln und weitere Zugeständ- 
nisse bis zum Betrage von Fr. 40,000.— zu machen. 
In einem neuen Vorschlag der Verwaltungskom- 
mission wurde das Maximum der Arbeiterlöhne um 
ie Fr. 3.— erhöht und die Kinderzulage auf das ge- 
samte Personal ausgedehnt. Damit ergab sich eine 
weitere Mehrausgabe um Fr. 64,000.— und die 
Gesamterhöhung stieg auf Fr. 424,000.— gegenüber 
den reglementarischen Ansätzen von 1917, die 
Teuerungszulagen inbegriffen. Aus den nun vor- 
liegenden Eingaben geht hervor, dass das Personal 
auch mit dieser Regelung nicht zufrieden ist; es er- 
klärt, die neuen Ansätze entsprechen nicht den Be- 
dürfnissen im Hinblick auf den Umfang der Teuerung. 

Demgegenüber muss sich die Verwaltungskom- 
mission auf den Standpunkt stellen, dass eine 
grössere Belastung des Lohnkontos unter keinen Um- 
ständen von der Genossenschaft ertragen werden 
kann; sie muss den Genossenschaftsrat dringend er- 
suchen, diese Ansätze nicht weiter zu erhöhen. Wir 
wissen tatsächlich nicht, wo wir die Mittel für diese 
Mehrausgabe hernehmen müssen. Die Ausgabe wird 
eine ganz erkleckliche Herabsetzung der Rückver- 
gütung zur Folge haben. Es wurde in den Verhand- 
lungen mit dem Personal darauf hingewiesen, dass 
die Zulagen in Privatgeschäften und öffentlichen Ver- 
waltungen grösser seien, als beim A.C.V. Dem- 
gegenüber ist zu sagen, dass es darauf ankommt, auf 
welche Summe die Zulage erfolgt; wenn ein 
städtischer Arbeiter einen Mindestlohn von 1600 
Franken hat und er erhält eine Teuerungszulage von 
Fr. S40.—, zusammen Fr. 2440.—, so ist das gleich- 
bedeutend, wie wenn der A.C.V. auf ein Lohn- 
minimum von Fr. 2000.— eine Zulage von Fr. 400.— 
ausrichtet. Es ist zuzugeben, dass der A.C.V. 
gegenüber den Ansätzen von Bund und Kanton etwas 
ins Hintertreifen geraten ist. Allein es ist uns nicht 
mehr möglich, Schritt zu halten, weil beim Waren- 
bezug die günstigen Umstände des Grosseinkaufes 
fehlen, weil der Zuschlag zum Verkaufspreise nicht 
prozentual sondern per Kilo bemessen wird, und 
weil wir nicht genügend mit Ware versehen werden. 
Der A.C.V. ist in einer weniger günstigen Lage als 
der Staat; der A.C.V. ist eine Genossenschaft, ein 
Handelsgeschäft, das die Konkurrenz aushalten 
muss, während der Staat konkurrenzlos ist. Die Kon- 
kurrenz ist wacker an der Arbeit, den A.C.V. zu 
bodigen. 

In bezug auf die vom Angestelltenverein ge- 
stellten Forderungen ist zu sagen, dass sie den Be- 
trag von Fr. 78,000.— ausmachen, sofern dem Be- 
gehren entsprochen würde. . Die Forderung muss 
deshalb im ganzen Umfange abgelehnt werden. Auch 
auf die weitern Begehren des Angestelltenvereins 
kann nicht eingetreten werden. Es ist überflüssig, 
die Bestimmungen betreffend Kinderzulagen ins Be- 
soldungsreglement aufzunehmen, indem es im Rat- 
schlag ausdrücklich niedergelegt ist, dass die Kinder- 
zulage dem gesamten Personal mit einer Besoldung 
bis zu Fr. 5000.— ausgerichtet werden soll. Was die 
Forderung des gewerkschaftlich organisierten Per- 
sonals anbetrifft, so würden die Mehrausgaben den 
Betrag von Fr. 537,000.— ausmachen. Mit der 
Kinderzulage und den erhöhten Ansätzen des An- 
gestelltenvereins kämen wir zu einem Betrage von 
Fr. 570,000.—. Auifallend ist dabei, dass die in der 


früheren Eingabe der gewerkschaftlichen Organisa- 


tionen enthaltenen Ansätze seitdem erhöht wurden. 
Auf diese Weise kommen wir zu keinem Vertrag. Der 


Zentralausschuss verlangte . ferner: höhere Ansätze‘. 
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für gewisse Berufsarbeiter, anderseits wurden für 
alle Beruisarbeiter gleiche Löhne gefordert. Wir 
konnten weder auf das eine noch auf das andere Be- 
gehren eintreten; bezüglich des letzteren stellten wir 
uns auf den Standpunkt, dass gewissen bisherigen 
Verhältnissen Rechnung getragen werden muss, Wir 
haben den Unterschied zwischen den Bäckerlöhnen 
und den Löhnen der übrigen Arbeiter etwas ver- 
mindert, was sich dadurch rechtfertigen lässt, dass 
bei den Bäckern die Nachtarbeit in Wegfall ge- 
kommen ist. 

Bei der heutigen Sachlage müssen wir an den 
Genossenschaftsrat den dringenden Wunsch richten, 
nicht über den geforderten Betrag von Fr. 424,000.— 
hinaus zu gehen. Der Genossenschaftsrat ist mit- 
verantwortlich für das Gedeihen der Genossen- 
schaft; die weitere Entwicklung wird gefährdet, 
wenn mit den Forderungen für Besoldungserhö- 
hungen zu weit gegangen wird.» 

Nun kamen drei Personalvertreter zum Wort. 
Die Forderungen der Burceauangestellten und des 
Verkaufspersonals vertritt A. Hufschmied. 
Redner nimmt Bezug auf verschiedene Ausiührungen 
im Ratschlag, die er zum Teil unterstützt. Richtig 
sei namentlich die Bemerkung, dass die Besoldungen 
für die leitenden Stellen karg bemessen sind. Wenn 
es jetzt nicht möglich ist, in dieser Hinsicht eine 
Besserung eintreten zu lassen, so müsste man doch 
in Zukuntt daran denken. Die Revision des Be- 
soldungsreglementes bietet Gelegenheit, allerlei 
Wünsche zu äussern. Das Bureau- und Verkaufs- 
personal hat sich jedoch auf einige wenige Forde- 
rungen beschränkt, in der Meinung, dass es sich nicht 
darum handeln könne, im letzten Moment noch etwas 
herauszudrücken, sondern aus dem Bedürfnis her- 
aus, welche der heutige Grad der Teuerung mit sich 
bringt. Der Genossenschaitsrat sollte den Begehren 
nach Möglichkeit entsprechen. Redner begründet 
dann im einzelnen die im Ratschlag niedergelegten 
Forderungen. 

E. Schwarzenbach erläutert die Forde- 
rungen des gewerkschaftlich organisierten Per- 
sonals, wie sie in der Einleitung aufgeführt sind. 
Gegenüber dem Vorwurf des Referenten, dass das 
gewerkschaftlich organisierte Personal nachträglich 
seine Forderung wieder erhöht habe, erklärte 
der Redner, die Tarifkommission hielt sich an die 
ersten Ansätze nicht gebunden, weil mit der Ver- 
waltungskommission eine Einigung nicht zustande 
kam. Es ist dabei an die Eingabe zu erinnern, welche 
der Arbeiterbund schon vor Jahresirist an die Ge- 
schäftswelt richtete im Sinne einer 20prozentigen 
Lohnerhöhung. Die im Tarifvertrag vorgesehenen 
Lohnerhöhungen schwanken zwischen 9 und 16%. 
Bei diesem minimalen Entgegenkommen wird es 
schwer halten, einen Tariivertrag für das ge- 
samte gewerkschaftlich organisierte Personal abzu- 
schliessen, und beim Scheitern eines Vertrages ent- 
steht die Gefahr, dass jede einzelne Organisation von 
sich aus ihre Forderungen stellen wird, die dann 
wesentlich höher ausfallen dürften. Im Interesse der 
übrigen Arbeiterschaft, deren Löhne sich zum Teil 
nach den von der Genossenschaft bewilligten An- 
sätzen richten, sollte der Genossenschaftsrat unsern 
Forderungen zustimmen. 

Personalvertreter J. Maier vertritt ebenfalls 
energisch die Eingabe der Gewerkschaft, mit dem 
Hinweis, dass eine Zulage von Fr. 3.30 pro Zahltag 
bei der heutigen Teuerung unbedingt zu wenig sei. 
Wenn auch die Gesamtsumme der Zulagen noch um 


Fr. 100,000.— erhöht würde, so dürfte diese Mehr-. 


leistung von der Genossenschaft getragen werden 
können. 

J. Heinze ist weit entfernt, den Arbeitern und 
Angestellten die Besserstellung zu missgönnen, 
allein es ist dabei an die Verantwortlichkeit des Ge- 
nossenschaitsrates für das Gedeihen der Genossen- 
schait zu erinnern. Redner warnt davor, mit den 
Besoldungserhöhungen zu weit zu gehen. Das Wohl 
des Ganzen sei dabei ins Auge zu fassen. 

K. Krummenacker erklärt namens der 
Gruppe Arbeiterbund, sie sei leider nicht in der 
Lage, den weitergehenden Forderungen der Ar- 
beiterschaft beizustimmen. Im Interesse der Ge- 
nossenschait muss sich das Personal mit dem Ge- 
botenen zufrieden geben. Wenn auf die Löhne in 
privaten Unternehmungen hingewiesen wird, so ist 
zu sagen, dass bei diesen ohne Zweifel nach dem 
Kriege eine Reduktion der Lohnverhältnisse ver- 
sucht wird. Bei der Genossenschaft wird dies je- 
doch in keinem Falle eintreten. Wir stinnmen des- 
halb für unveränderte Annahme der Vorlage. 

E. W.Lanz-Howald sagt, die Rechnung 
des Personalvertreters Schwarzenbach ist einseitig, 
weil sie die Reduktion der Lohnstufen nicht in Be- 
tracht zieht. Durch die Reduktion der Stufen 
kommen wir bald dazu, nur noch Arbeiter mit Ma- 
ximalbesoldung zu haben, und das ist nicht gut. Der 
A.C.V. kann nicht nur Ausgaben dekretieren, 
sondern er muss auch für Deckung besorgt sein. 

M. Zgraggen betont, die bürgerliche Gruppe 
sei einig darin, dass die Vorlage im Hinblick auf die 
Teuerung und die Geldentwertung zu wenig ent- 
gegenkommend sei. Allein der Genossenschaftsrat 
ist in einer eigentümlichen Lage insofern, als er die 
Verantwortung gegenüber den Anträgen, höher zu- 
gehen, nicht auf sich nehmen kann. Bei einer früheren 
Gelegenheit, als es sich um die Teuerungszulagen 
handelte, sind wir dem Personal so weit als möglich 
entgegengekommen. Aber heute, nach der katego- 
rischen Erklärung der Verwaltungskommission, 
nicht höher gehen zu können, müssen wir der Vor- 
lage in diesem Umfange zustimmen. Jedoch sprechen 
wir die Hoffnung aus, dass es nach Rückkehr nor- 
maler Verhältnisse möglich sein wird, den berech- 
tigten Begehren des Personals Rechnung zu tragen. 

F. Gschwind: Die Vorlage weist den Vor- 
zug auf, dass im allgemeinen die Minima bedeutend 
erhöht und auf ein genügendes Existenzminimum ge- 
setzt worden sind. In dieser Beziehung und im Ver- 
gleich mit den Ansätzen in Privatgeschäften ist die’ 
heutige Vorlage ein Muster. Es ist dabei auch zu 
berücksichtigen, dass der Tarifvertrag innert 3 Mo- 
naten kündbar ist, während die frühere Vertrags- 
dauer auf 4 Jahre bemessen war. Ein weiterer Vor- 
teil ist, dass die Arbeitszeit definitiv um 4—5 Stunden 
reduziert wurde. In Privatbetrieben ist allerdings 
auch eine Verkürzung der Arbeitszeit eingetreten, 
allein diese dürfte mit dem Aufhören des Kohlen- 
mangels wieder in Wegfall kommen, während die 
Genossenschaft diesen Rückschritt nicht mitmachen 
wird. Wenn wir alles, was die Vorlage enthält, in 
der Gesamtheit ins Auge fassen, so müssen wir trotz 
der ablehnenden Haltung der Gewerkschaften für 
Annahme stimmen. Es fällt uns allerdings schwer, 
den berechtigten Forderungen der Arbeiterschaft 
entgegenzutreten, allein wir können uns nicht ein- 
seitig auf die Interessen des Personals einstellen, 
sondern müssen davor warnen, dass dieses den 
Nichtabschluss des Vertrages befürwortet. 

In der. Detailberatung wird keine der Forde- 
rungen des Personals aufgenommen. Auch ein An- 
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trag, für Kommis II. Kl. und II. Verkäufer das Mi- 
nimum von Fr. 2300.— auf Fr. 2400.— zu erhöhen, 
wird abgelehnt. Beim Tariivertrag wird die Be- 
stimmung: «Bei Bedarf von Arbeitspersonal sind die 
Arbeitsnachweise der Gewerkschaftsverbände in 
Kenntnis zu setzen», angefochten. Der Streichungs- 
antrag wird damit begründet, in dieser Bestimmung 
liege die Gefahr, dass gewisse Kategorien von Ar- 
beitern, welche den gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen fernstehen, bei Arbeitseinstellungen unberück- 
sichtigt bleiben. Diese Bedenken wurden als un- 
begründet bezeichnet, indem die angefochtene Be- 
stimmung eigentlich nur den bisherigen Zustand 
sanktioniere. Der Streichungsantrag wurde mit 45 
gegen 25 Stimmen abgelehnt. In der Schlussabstim- 
mung nahm der Rat das Besoldungsreglement ein- 
stimmig, den Tarifvertrag mit grossem Mehr an. 
Beides tritt unter Referendumsvorbehalt mit 1. Ja- 
nuar 1918 in Kraft, jedoch gilt der Tarifvertrag für 
unbestimmte Dauer und kann je auf das Ende eines 
Quartals drei Monate vorher gekündet werden. Der 
abgelaufene Vertrag hatte eine vieriährige Gültig- 
keitsdauer. r 


Berichtigung. Im Artikel der letzten Nummer 
muss es auf Seite 60, erste Spalte, in Ziffer 2 der 
Forderungen des gewerkschaitl. Personals bei den 
gelernten Arbeitern heissen: im Maximum Fr. 114.—, 
nicht Fr. 144.—. Ferner hat sich in der Gehaltsskala 
ein Fehler eingeschlichen, indem die Aufstellung von 
Klasse XII an verschoben ist. Es ist zu beachten, 
dass in der bisherigen Klasse XII eine Zweiteilung 
(a und b) je nach dem Jahresumsatz bestand. Diese 
ist nun aufgehoben. Für die Klassen XII—XVIl 
gelten folgende Ansätze: 


Klas Minimum |Maximum Minimum Maxımum Stuf jährliche 
” per Jahr | per Jahr | per Jahr | per Jahr ne Erhöhung 
bisher neu 
a)1750 2150| . 
xl. [b)1630 5ozg ;| 2000 | 2400| 5 | 80 
X. 1600 1900 | 1750 | 2100 D 70 
XIV. 1404 1664 | 1716 | 1950 3 78 
XV. 1300 1560 | 1638 | 1872 ö 78 
XV. 1100| 1300 | 1200 | 1550 5 70 
XVll. 70 — 840 | 960 2 60 


Schweiz. Volksfürsorge 


Mitteilung. 

Am 9. Dezember 1917 fand in Olten die konsti- 
tuierende Generalversammlung der Schweizerischen 
Volksfürsorge, Volksversicherung auf Gegenseitig- 
keit, statt. 

Die Statuten wurden festgestellt. Auf Verlangen 
des Handelsregisterführers und in Anwendung von 
$ 35 der Statuten hat der Verwaltungsrat nachträg- 
lich $ 19, lit. b, folgende Fassung gegeben: 

«wenn mindestens 200 Mitglieder es verlangen, vor- 
behältlich Art. 706, OÖ. R.» 

Die Statuten wurden inzwischen gedruckt und 
werden denjenigen Personen, welche seinerzeit den 
Beitritt erklärt haben, zugestellt. Alle Personen und 
Organisationen, welche sich für die Statuten inter- 
essieren, können dieselben durch das Bureau der 
Schweiz. Volksfürsorge, in Basel, Thiersteiner- 
allee 14, beziehen. 


Gemäss den Statuten besteht der Verwaltungs- 
rat aus mindestens 15 Mitgliedern. Fünf Mitglieder 
werden vom Aufsichtsrat des V.S.K. und die weitern 
zehn Mitglieder von der Generalversammlung er- 
nannt. Der Aufsichtsrat des V.S.K. ernannte als 
Mitglieder des Verwaltungsrates: 

1. Dr. R. Kündig, Advokat und Notar, Basel; 

2. B. Jäggi, Präsident der Verwaltungskommission 
des V.S.K., Basel; 

3" Dr..A: Bohren, Privatdozent, Bern; 

4. Ch.-U. Perret, Instituteur, Neuchätel: 

5, Johannes Huber, Advokat, Rorschach. 

Die Generalversammlung wählte 
10 Mitglieder des Verwaltungsrates: 


6. Dr. M. Bobbiä, Kantonstierarzt, Bellinzona; 

7. Hans Denzler, Kaufmann, Baden; 

8. Joseph Dubach, Lehrer, Luzern; 

9, Karl Dürr, Sekretär des schweizerischen Ge- 
werkschaftsbundes, Bern; 

10. J. Fröhlich, Versicherungsbeamter, Winterthur; 

11. Ernst Jaton, Postbeamter, Lausanne; 

12. Dr. Rud. Niederhauser, Verwalter des A.C.V., 

Basel; 

13. J. Schlumpf, Sekretär des schweizerischen Typo- 
graphenbundes, Bern; 

14. Fr. Tschamper, Beamter, Bern; 

15. Max Wilhelm, Gewerkschaftssekretär, Zürich. 

Als Revisoren (Kontrollstelle) bezeichnete die 
Generalversammlung: 

1. Treuhandabteilung des Verbandes schweiz. Kon- 
sumvereine (V.S.K.), Basel; 

2. Dr. P. Nabholz, Versicherungsbeamter, 

3. Fritz Hoffmann, Lehrer, Neuchätel. 

Als Ersatzmänner der Revisoren ernannte die 

Generalversammlung: 

1. Paul Hitz, Buchhalter, Vogelsang (Aargau); 

2. Max Klunge, Verwalter der Societ&e coop&rative 
de consommation. Lausanne. 

Nach den Bestimmungen der Statuten hat sich 
der Verwaltungsrat selbst zu konstituieren. Er be- 
zeichnete: 
als Präsidenten: Dr. Rud. Kündig, Basel; 
als Vizepräsidenten: Ch.-U. Perret, Neuchätel, 

J. Schlumpi, Bern; 
als Sekretär: Dr. Rud. Niederhauser, Basel. 

Als Delegierte des Verwaltungsrates wurden 
gewählt: 
für das Versicherungstechnische: 

Dr. A. Bohren, Bern. 
für das Kommerzielle: B. Jäggi, Basel. 

Als Geschäftsdomizil der Genossenschaft wurde 
bezeichnet: 


als weitere 


Luzern; 


Thiersteinerallee 14, Basel. 
Die Telegrammadresse ist: «Propopulo». 
Die rechtsverbindliche Unterschrift führen die 
vom Verwaltungsrate bezeichneten Personen je zu 
zweien. Die Unterschriftsberechtigung wurde er- 


teilt an: 
Dr. Rud. Kündig, 
Dr. Rud. Niederhauser, 
Dr. A. Bohren, und 
B. Jäggi. 

Die Bekanntmachungen der Genossenschaft er- 
folgen im Schweiz. Handelsamtsblatt und in den 
ferner vom Verwaltungsrate bezeichneten Organen: 
Schweiz. Konsum-Verein, Basel, 
Genossenschaftliches Volksblatt, Basel, 

La Coope&ration, Basel, 
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La Cooperazione, Basel, 

Warenbericht, Revue du march& des V.S.K., Basel, 
Gewerkschaftliche Rundschau, Bern, 

La Revue syndicale, Bern. 

Der V.S.K. hat das in Aussicht gestellte Ga- 
rantiekapital von Fr. 250,000.— der Volksfürsorge 
überwiesen. Ueberdies hat die Verwaltungskommis- 
sion des V.S.K. beschlossen, die Verwaltungskosten 
der Volksfürsorge bis zu deren Inbetriebsetzung auf 
Rechnung des V.S.K. zu übernehmen. 

Der Verwaltungsrat beschäftigte sich mit der 
Abfassung des Konzessionsbegehrens an den schwei- 
zerischen Bundesrat, der Aufstellung der Tarife und 
mit verschiedenen weitern organisatorischen Fragen, 
Das Konzessionsbegehren wurde definitiv fest- 
gestellt und dem schweizerischen Bundesrate zur 
Behandlung eingereicht. 

Bis das Konzessionsbegehren vom schweize- 
rischen Bundesrate definitiv erledigt ist, dürften 
einige Monate verstreichen. Der Verwaltungsrat 


hofit jedoch, dass auf den 1. Dezember 1918 die In- 
betriebsetzung der Schweizerischen Volksfürsorge 
erfolgen könne. 


Das Oiienhalten der Konsumvereinsläden. Zu 
dem in Nr. 6 unter obigem Titel publizierten Artikel 
erhalten wir von der Verwaltung der Konsum- 
genossenschaft Belp die Mitteilung, dass gegen sie 
weder ein Streitfall vorgelegen habe, noch eine Ver- 
urteilung erfolgt sei. 

Indem wir diese Berichtigung gerne bekannt- 
geben, weisen wir noch einmal darauf hin, dass wir 
die Darstellung des Falles der «Berner Tagwacht» 
entnommen haben. 


Biasca.. (B.-Korr.) «Immer vorwärts!» ist unsere Losung. 
Der Umsatz der ersten vier Monate des achten Betriebsiahres 
erreichte die schöne Summe von Fr. 208,753.79 gegenüber 


Fr. 135,742.46 im gleichen Zeitraume des Vorjahres. Die Ver- 
mehrung beträgt Fr. 73,011.38 oder 53,8%, ein sicheres Zeichen, 
dass wir dieses Jahr die erste halbe Million überschreiten 
werden, 

In den nächsten Tagen kann nun endlich die neuerstellte, 
modern eingerichtete Bäckerei dem Betriebe übergeben werden. 
Am Platze einer irüheren Remise steht heute zuhinterst im 
Konsumhof die neue Bäckerei. Im Erdgeschoss links befindet 
sich die Autogarage, das Kohlenmagazin für die Bäckerei und 
ein für die Angestellten errichtetes Bad, in der rechten Bau- 
hälfte die Backstube mit einem 2% fachen Dampibackoien 
(Tschann), eine Knetmaschine (Artofex), und im ersten Stock 
rechts das Mehlmagazin nebst Maschinenraum für Mehlsieb- 
und Mischanlage, Sackausstaubmaschine etc. Fbenfalls finden 
die Merkursjünger im ersten Stock des neuen Gebäudes helle, 
geräumige Arbeitsräume. Der grosse Estrich soll als Lager- 
stätte für Bürstenwaren, Haushaltungsartikel und Geschirrwaren 
dienen. Ein leider noch nicht erstellter Aufzug, der seinen Platz 
in der Mitte des Gebäudes einzunehmen hat, wird einst die 
Waren von des Autos Rücken in die verschiedenen Stockwerke 
bringen. Die ganze Einrichtung darf sich in unserer Gegend 
sehen lassen und es dürfen unsere Genossenschafter auf ihre 
neue Institution stolz sein, 

Ususgemäss hatten sich Betriebskommission und Genossen- 
schaftsrat in den ersten Januarsitzungen mit den (Gehalts- 
erhöhungen des Personals zu befassen. Es wurde dieses gewiss 
recht heikle Problem auch mit wenigen Ausnahmen zur Zu- 
friedenheit der Angestellten gelöst, erhielten doch alle mindestens 
doppelte Jahreszulage. Ferner wurde ein bisheriger Hilfs- 


No.7 


magaziner ins definitive Anstellungsverhältnis aufgenommen, 
Ebenso erhielt die Lehrtochter in der Filiale Bodio den An- 
stellungsvertrag. Da die Rendite des Autobetriebes noch in 
Frage steht, wurde der Chauffeur vorläufig noch im Provisorium 
belassen. 

Auch wurden die von der Generalversammlung angeregten 
«Teuerungszulagen» zeregelt, und zwar nach den Normen der 
S.B. B. (en miniature). Es erhäit das gesamte Personal, beiderlei 
Geschlechts, eine jährliche Zulage von Fr. 240,— nebst Zuschlag 
von Fr. 120.— für Familienväter und Fr. 60.— für jedes Kind 
unter 18 Jahren. Diese Zulagen werden dem Personal in monat- 
lichen Raten verabiolgt. 

Es zeigen diese Beschlüsse, dass unsere Genossenschafts- 
behörden die Lage des Personals während der gegenwärtigen 
schweren Zeit ganz erfassen und ihm, soweit es die finanzielle 
Lage der Genossenschaft erlaubt, entgegenkommen. 

Hoffen wir, es werden bald wieder bessere Verhältnisse 
eintreten und das grässliche Völkermorden ein Ende nehmen, 
dann sind wir bereit, mit neuem Impuls und neuer Freude das 
Feld der Genossenschaft weiter zu pilügen, denn es bleibt 
unserem Verein in hiesiger Gegend noch grosse Arbeit für die 
Zukunft. 


Iserables. Der Umsatz im Rechnungsiahre 1916/17 belief sich 
auf Fr. 54,328.98, der Reinüberschuss auf Fr. 2405.58. Von dem 
Reinüberschusse fallen Fr. 1197.20 (5%) den Mitgliedern auf die 
eingetragenen Bezüge von Fr. 23,944.10 zu, Fr. 721.67 werden 
dem Reservefonds zugewiesen und Fr. 486.71 auf neue Rechnung 
vorgetragen. Der Reservefonds steigt damit auf Fr, 2412,17 an. 
Die Betriebsmittel der Genossenschaft setzen sich, vom Re- 
serveionds abgesehen, zusammen aus den Anteilscheinen 
(Fr. 830.—), den Obligationen (Fr. 2650.—), den Bankschulden 
(Fr. 3974.—), den Lieferantenschulden (Fr. 10,460.—) und dem 
Ueberschuss des Verkaufslokals (Fr. 275.92). Sie finden fol- 
gende Verwendung: Kasse Fr. 1000.—, Warenvorräte Fr. 7595, 
Ausstände Fr. 13,291.—, Wertschriften Fr. 400.—. 
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Umsatz des V.S.K. im Monat Januar 1918. Der 
Umsatz des V.S.K. belief sich im Monat Januar 1918 


auf 
Fr. 7,468,020.28 


Fr. 613,710.43 bezw. 8,95% mehr als im entspre- 
chenden Monat des Vorjahres. 
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Inhalt der Nummer 7 vom 14. Februar 1918. 

Mehr Land! — Jahresrechnung des V.S.K. — Mihlen- 
genossenschaft schweiz. Konsumvereing. — Volles Brotgewicht 
in Restaurants. — Schweiz. Volksfürsorge. — Nicht um Not- 
standspflanzungen. — Das neue Brot. — Ratgeber der Haus- 
frauen. — Ein Vorwort. — Konsumgenossenschaften als Land- 
besitzer. — Aus den Lokalaullagen des Gen. Volksblattes, — 
Die Meinung des Mannes. — Öffene Stellen. — Feuilleton: 
Der Familienaufsatz. 
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La Cooperation 
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Offizielles Organ des V.S.K. in französischer Sprache. 
Einzelabonnementspreis per Jahr: Fr. 2.65. 
Inhalt der Nummer 3 vom 8. Februar 1918. 

Liberte, Democratie et Cooperatisme, — Les Coope£ratives 
peuvent-elles ötre des commercants? — Fromage artificiel.— 
Le pain de guerre. — Le beurre sterilise. — Un defenseur de 
la probit&E commerciale, La chaussure populaire. — Soins 
paternels. — Nouvelles de l’Union. — Nouvelles des coop£ra- 
tives. — Cliamoisage et utilisation des peaux de lapins. — La 
femme et le droit de vote. — Prix en 1867 et 1917. — La vente 
des denr&des monopolisces A la Chaux-du-Milieu. — Le pain, — 
C'est la faute aux coop£ratives! — Les prix ä la coop6rative 
et ailleurs. — La force assoeiasionniste beige, 
———mamRMF$/,_amamamR ZZ — — — —_— —_—— ——— 

Redaktionsschluss 14. Februar. 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 
. Bank- Abteilung 


Versicherungen 


Spezial-Abkommen mit nur erst- 
klassigen schweiz. Gesellschaften 


Wir empfehlen uns zum Abschluss von Versicherungsverträgen aller Art zu 
annehmbaren, konkurrenzlosen und festen Prämien. 


Unfallversicherungen nach allen Kombinationen: 


Kollektiv-Unfaliversicherung — mit oder ohne Deckung der industriellen 
Haftpflicht — gegen die ökonomischen Folgen von Betriebs- und Nichtbetriebs- 
unfällen, die das Arbeitspersonal des Versicherten treffen; 


Einzel-Unfallversicherung gegen die ökonomischen Folgen von Unfällen jeder 
Art, die den Versicherten selbst treffen; 


Haftpflichtversicherung gegen die ökonomischen Folgen von körperlichen Un- 
fällen und Sachbeschädigungen, für die der Versicherte nach Massgabe der - 
bestehenden Rechtsvorschriften Dritten gegenüber aufzukommen hat. 


Einbruchdiebstahi - versicherungen für Haushaltungen, Warenlager, 
Geschäftseinrichtung, Bargelder, Wertpapiere etc. 
Giasversicherung. Es werden versichert: 
In Ladenlokalen etc.: die Schaufenster-, Oberlicht- und Türscheiben, Wand- 
spiegel, Ladenschrank- und Regalscheiben, sowie sonstige Objekte. 
Versicherung gegen Wasserleitungsschäden. 


KRautions- Versicherung, gegen Verluste infolge Veruntreuung (Diebstahl 
oder Unterschlagung). 


Transportversicherungen, umfasst die Schäden, die während dem 
Transport der Waren entstehen. 


Versicherungen gegen Feuer-, Blitz- und Explosionsschaden 
und den durch Löschen verursachten Wassörschaden. e 

Vermietung von Tresors (Kleinere Geldschränke) mit Einschluss der Ver- 
sicherung gegen Einbruchdiebstahl. 
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Für nähere Auskunft, Prospekte, Kosten- bh = 
voranschläge etc. wende man sich an die Bank-AÄ teilung 
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chuhfabrik des Verband schweiz. / 
Ronsumvereine [V.S.K.) Basel 
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halten den Vergleich mit den Produkten 

jeder andern Schuh-Fabrik aus, was die 
|| Qualität, Form und Preise anbelangt 
m] .- 
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